
ayerns Sozialministerin hält die
Warnungen vor einem „Sozialis-

mus“ in Deutschland für überflüssig.
MZ-Redakteur Gustav Norgall sprach
mit ChristineHaderthauer (CSU) .

GuidoWesterwelle warnt vor sozialisti-
schen Tendenzen. Die „Mitte“ werde von
Sozialleistungen finanziell erdrückt.Wie
bewerten Sie solche Thesen?

Guido Westerwelles Aussagen führen
uns nicht weiter. Ich gehe davon aus,
dass die Menschen sich am liebsten von
ihrer eigenen Arbeit ernähren und
nicht gerne Hartz IV-Empfänger sind.
Wenn Guido Westerwelle in die Debat-
te eine emotionale Schärfe hinein-
bringt, nutzt er weder denen, die unfrei-
willig arbeitslos sind, noch denen, die
arbeiten und das Sozialsystemmit ihren
Steuern finanzieren. Westerwelle rüt-
telt an der Akzeptanz des Sozialsystems
und das halte ich in diesen Zeiten für
absolut verfehlt.

Wiewürden Sie als Sozialministerin das
Karlsruher Urteil umsetzen?

Ichwar schon immer derMeinung, dass
der Kinderbedarf falsch ermittelt wird.
Man muss auf die Situation von Kin-
dern bedarfsspezifisch eingehen. Die
Diskussion darf aber nicht beim Geld
enden. Die Zugänglichkeit von Bil-
dungs- und Teilhabemöglichkeiten
muss erleichtert werden. Der
Schwimmbadbesuch oder die Hausauf-
gabenbetreuung, all das sollte langfris-

B tig kostenlos er-
möglicht werden.

Sollten diese Ange-
bot für alle Kinder
kostenlos sein ?

Als erster Schritt
wäre es wichtig,
dass diese Angebo-
te Kindern aus so-
zial schwachen Fa-
milien freistehen.
Aber mit der Ab-
grenzung beginnt
die Bürokratie, die
viel Geld kostet. Mein Ziel wäre es da-
her, dass diese Angebote Kindern
grundsätzlich kostenlos zur Verfügung
stehen. Finanziert wird es dann sowieso
von den Besserverdienenden über die
Steuern.

Muss der Regelsatz für Kinder neu gestaf-
felt werdeǹ?

Wenn wir bedarfsspezifisch ermitteln,
gehört zur Ehrlichkeit dazu, dass wir da-
rüber diskutieren, ob das zweite, das
dritte oder das vierte Kind in einer Fa-
milie den gleichen Bedarf habenwie das
erste Kind. Wenn in allen Familien die
Bekleidung von Geschwisterchen zu
Geschwisterchen weitergegeben wird,
dann ist es dies auch Hartz-IV-Familien
zumutbar ebenso wie die Weiterbenut-
zung eines Kinderwagens oder von
Spielsachen. Dieser Umstand kann sich
auf den jeweiligen Bedarf auswirken.

Gerade Familien
mit niedrigen Ein-
kommen stehen oft
nicht besser als eine
vergleichbare
„Hartz-IV-Familie.

Wenn argumen-
tiert wird, eine Fa-
milie von drei Kin-
dern mit Hartz IV
hat genauso viel
Geld wie eine ver-
gleichbare Familie
ohne Leistungsbe-

zug, dann muss man hinzufügen: Hier
hilft uns das Lohnabstandsgebot nicht
weiter. Kinder haben eben einfach nicht
die Möglichkeit zum Einkommen bei-
zutragen. Man kann daher nur Einzel-
personen vergleichen und da wird im
Großen und Ganzen das Lohnabstands-
gebot eingehalten.

Könnte das Lohnabstandsgebot nicht auch
dadurch erreicht werden, indemman die
Löhne von gering Verdienenden erhöht?

Das könnte man, wenn wir eine Staats-
wirtschaft hätten. Dann könnten wir
Löhne von oben herab diktieren. Bei
den Löhnen hat der Verbraucher doch
selber den größten Einfluss. Die Men-
schen kreuzen bei Umfragen den Punkt
an: Ich bin für einen gesetzlichen Min-
destlohn. Dann drehen sie sich um und
kaufen beim Discounter ein, der genau
diesen Mindestlohn nicht zahlt und

heizen so den Billigwettbewerb an.

Also nichts tun?

Manmuss beim Lohnabstandsgebot die
Kirche im Dorf lassen. Wer argumen-
tiert, es lohnt sich nicht zu arbeiten, der
verkennt, dass die Entscheidung eine
Beschäftigung aufzunehmen oder nicht
Hartz-IV-Empfängern nicht zusteht. Sie
haben jedes Arbeitsangebot anzuneh-
men, auchwenn das zum Beispiel einen
Wohnortwechsel erfordert. Ausrufezei-
chen! Ansonsten wird eine Sanktion
von bis zu 30 Prozent und mehr bei den
Leistungen vorgenommen.

Wird diese Flexibilität eingefordert?

Die Bundesagenturen für Arbeit müs-
sen über die Zuständigkeitsgrenzen hin-
ausschauen und auch überregional ver-
mitteln. Ebenso muss die soziale Integ-
ration von Arbeitssuchenden verstärkt
werden. Oft wird schon aufgehört zu
vermitteln, wenn eine Stelle gefunden
wurde, bei der man 800 oder 900 Euro
verdient. Deshalb habenwir so vieleMi-
niarbeitsverhältnisse und damit Aufsto-
cker. Es muss aber so lange vermittelt
werden, bis jemand einen auskömmli-
chen Vollzeitarbeitsplatz hat, von dem
er leben kann. Damit begrenzenwir den
Markt für prekäre Arbeitsplätze auto-
matisch. Manche nehmen solche „Tarn-
kappenbeschäftigungen“ an, wenn sie
merken, die Arbeitsagentur lässt mich
dann aus dem Vermittlungsdruck raus.
Das darf nicht sein.

Ein Kinderwagen kann öfter benutzt werden
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INTERVIEW

DP-Chef GuidoWesterwelle hat
ein ziemlich bösartiges Zerrbild

entworfen: Das des grinsenden Sozial-
schmarotzers, der in seiner Hängemat-
te von 349 Euro Staatsknete imMonat
auf unser aller Kosten in Saus und
Braus lebt. 349 Euro sind auch die
Summe, die der Herr Außenminister
für ein einziges Abendessenmit Gäs-
ten in einem schönen Restaurant am
Berliner Gendarmenmarkt ausgibt. So
ganz klar können demManne, der in
klimatisierten Limousinen vonHäpp-
chenempfang zuHäppchenempfang
gleitet, die Verhältnisse in unserem
Land nicht sein. Sonst würde er den
ohnehin niedrigen Betrag, den unser
Staat Bedürftigen gibt, um ihr Leben
halbwegs inWürde zu fristen, nicht
mit diesemhalblegalenDunst umge-

F

ben. Hartz-IV-Empfänger sollenwohl
ein „Rüchli“ kriegen, wieman in der
Schweiz sagt, einen schlechten Beige-
schmack.Westerwelle hat diese Atta-
cken garantiert erst nach sorgsamer
Absprachemit seinen Parteigremien
gestartet. Ob das jetzt vor der Land-
tagswahl in NRWnoch FDP-Wähler
beeindruckt, darf bezweifelt werden.
Diewissen auch, dass es Betrüger und

Leistungserschleicher auf jeder Ebene
gibt, bei den Bedürftigen sowie in der
hohen Politik.Westerwelle hält aber
die ganze Grundsicherung für Sozialis-
mus. Dabei verkennt er in sträflichem
Maße, dass diese Leistungen vom Staat
gesetzlich genau geregelt sind und
dass ein armerMensch ein gutes Recht
auf diese Zahlungen hat, wenn die Vo-
raussetzungen stimmen. „Das steht Ih-
nen doch zu, dafür brauchen Sie sich
nicht zu schämen“, sagen selbst Sach-
bearbeiter im Sozialamt. Gerade ältere
Frauen beantragen staatlicheHilfe erst
dann,wenn eswirklich nichtmehr an-
ders geht. Übrigenswurde die Grund-
sicherung in unserem reichen Lande
ausdrücklich deswegen eingeführt,
umMassen-Verelendungenwie in der
Weimarer Republik zu vermeiden.
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KOMMENTAR

Schlechter Beigeschmack
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STIMMEN ZUWESTERWELLE

„Das ist sicherlich weniger der Duktus
der Kanzlerin. Es ist sicher individuell
unterschiedlich, die Sprachführung, die
da jeder wählt.“
VIZE-REGIERUNGSSPRECHERIN SABINE
HEIMBACH
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

„Die Äußerungen von GuidoWesterwelle
sind eine Frechheit. Mit einer selbst für
seine Kreise außergewöhnlichen Arro-
ganz verteilt er Ohrfeigen an alle, die
trotz harter Arbeit so wenig verdienen,
dass sie auf staatliche Hilfe angewiesen
sind.“
Die stellvertretende SPD-Bundesvorsit-
zendeManuela Schwesig
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

„Diese Sozialhetze ist eines Vizekanzlers
und deutschen Außenministers unwür-
dig.Westerwelle trägt Verantwortung für
das ganze Land und nicht nur für seine
Klientelinteressen.“
GRÜNEN-FRAKTIONSCHEFIN RENATE
KÜNAST
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

„Wir erleben derzeit eine gewisse Auflö-
sung der Ordnung der FDP.“
FDP-VORSTANDSMITGLIEDWOLFGANG
KUBICKI
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

„Wir müssen uns immer bewusst blei-
ben, dass diese Bundesregierung eine
Regierung für alle Deutschen ist. Solida-
rität ist nicht sozialistisch, sondern ein
Grundwert unsererWirtschaftsordnung.
Unser Landmuss ein soziales Gesicht
behalten.“
CSU-GENERALSEKRETÄR ALEXANDER
DOBRINDT

● ●● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

● Provokationen desAußenministers spalten dieGesellschaft
HARTZ-IV-DEBATTE

BERLIN. Bundesaußenminister Guido
Westerwelle ließ die Schelte seiner
Kanzlerin völlig kalt.WenigeMinuten
nach der Merkel-Kritik baute sich der
FDP-Chef im Auswärtigen Amt auf,
um erneut forsch und laut auf die, wie
er meint, „grassierende Hartz-IV-Men-
talität in Deutschland“ einzudreschen.
Man dürfe nicht nur auf die schauen,
die Solidarität nötig hätten. „Wir müs-
sen auch auf die achten, die das alles
erarbeiten“, legte Westerwelle vor den
Kameras noch einmal kräftig nach.

Die Welle der Empörung ist groß:
„Jetzt lässt Westerwelle die Maske fal-
len“, brachte Verdi-Chef Frank Bsirske
die Vorbehalte der Gewerkschaften
auf den Punkt. Von einer Beleidigung
für Millionen von Langzeitarbeitslo-
sen sprach Grünen-Chefin Renate Kü-
nast. Und der SPD-Vorsitzende Sigmar
Gabriel stellte Westerwelle gleich in
eine Reihe mit Kaiser Nero, der ähn-
lich wie der antike Potentat damals an
Rom jetzt am Sozialstaat zündele.

Diesen geschichtlichen Rückgriff
hat sich Westerwelle aber selber zuzu-
schreiben. „Wer dem Volk anstren-
gungslosenWohlstand verspricht, lädt
zu spätrömischer Dekadenz ein“, hatte
der FDP-Hobby-Historiker in einem
Gastkommentar der Zeitung „Welt“
vom Donnerstag geschrieben. Die Ju-
gend müsse außerdem lernen, dass
„Leistung keine Körperverletzung ist“.

Auch bei der Union wurde gerät-
selt, was den FDP-Vorsitzenden zu den
hektischen Rundumschlägen dieser
Woche geritten haben mag. Schon bei
einem Koalitionstreffen am Dienstag
hatten Unionsgrößen kopfschüttelnd

einen erregten Auftritt Westerwelles
erlebt. Von „pubertärem“ Verhalten
war danach die Rede.

Als wahrscheinlichste Erklärung
für Westerwelles verbale Aufrüstung
gilt in der Union der tiefe FDP-Absturz
in den Umfragen. Knapp 100 Tage vor
der Wahl in Nordrhein-Westfalen ma-
che sich bei der FDP Panik breit, glau-
ben nicht wenige in der CDU.Mitmar-
kigen Sprüchen solle wenigstens der
harte FDP-Kern davon abgehaltenwer-
den, bei der Landtagswahl im Mai
auch noch von der Fahne zu gehen.

Der Regensburger FDP-Bundestags-
abgeordnete Horst Meierhofer vertei-
digte seinen Parteichef: „Ich teile Wes-
terwelles Meinung und habe inhalt-
lich keine andere Position“, sagte er
der MZ. Meierhofer räumte aber ein,
dass die jetzige Hartz-IV-Situation
„keinen befriedigenden Zustand für
niemanden“ darstelle. Deswegenwolle
die FDP ja auch Hartz IV durch ein
neues „Bürgergeld“ ersetzen.

Der scheidende bayerische DGB-
Vorsitzende Fritz Schösser meinte,
Westerwelle solle sich seine „Sprüche,
dass Leistung sich wieder lohnenmüs-
se müsse“, sparen. Schösser redete am
Freitag auf der DGB-Wahlbezirkskon-
ferenz inMünchen,Westerwelles Um-
gang mit sozial Schwachen sei geprägt
von „Hinterhältigkeit“ und Zumutun-
gen. Schösser beschrieb das Verhalten
der Liberalen ziemlich drastisch: „Wir
kacken euch auf den Tisch, damit bei
unseren FDP-Wählern der Boden sau-
ber bleibt.“

Auch die Präsidentin des VdK Ulri-
ke Mascher kritisierte den Bundesau-
ßenminister: „Damit hat er die Grenze
selbst für eine polemische Stellung-
nahme überschritten“, sagte sie der
MZ. „Diese Worte entspringen weni-
ger der Realität als dem Karneval. Das
Leben der allermeisten Hartz-IV-Emp-
fänger ist aussichtslos und bitter.“

Westerwelles
Rundumschläge
sorgen für Aufruhr
AFFÄRE Empörung über den
Angriff des FDP-Chefs auf
alle Hartz-IV-Empfänger
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Vizekanzler Guido Westerwelle (FDP) am Freitag vor der Presse im Berliner Auswärtigen Amt Foto: ddp
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